
in diesen Fällen vorgegangen wird, bestimmt sich 
danach, auf welche Weise der Sachverhalt möglichst 
vollständig aufgeklärt werden kann. Auf die Verneh­
mung der behauptenden Partei wird vor allem auch 
dann zugekommen werden müssen, wenn beispiels­
weise die Gegenseite objektiv nur in geringem Maße 
Kenntnisse über die aufklärungsbedürftigen Vorgänge 
hat oder wenn an deren wahrheitsgemäßer und voll­
ständiger Aussage begründete Zweifel bestehen. Ver­
dichten sich diese Zweifel zum hinreichenden Verdacht, 
diese Partei werde sich auf Grund einer unrichtigen 
Aussage strafbar machen, ist sogar die Vernehmung 
der behauptenden Partei allein geboten, wenn Aussicht 
besteht, daß damit im Zusammenhang mit dem sonsti­
gen Verhandlüngs- und Eeweisergebnis ausreichende 
Klarheit über den Sachverhalt gewonnen werden kann. 
Bestehen dagegen — wie in der vorliegenden Sache — 
weder objektive noch subjektive Gründe, um von einer 
Vernehmung der anderen Partei Abstand zu nehmen, 
darf darauf nicht verzichtet werden, weil sonst die 
Gefahr besteht, daß allein auf das Vorbringen einer 
Partei, sofern es nur anläßlich der eigenen Parteiver­
nehmung aufrechterhalten wird, eine demgemäße Ent­
scheidung ergeht. Das ist, von Ausnahmen der oben 
angeführten Art abgesehen, mit dem Prinzip der Fest­
stellung der objektiven Wahrheit im sozialistischen 
Zivilprozeß unvereinbar.
Das Bezirksgericht hätte daher über die Frage, ob zwi­
schen den Parteien Einverständnis über die Wandlung 
erzielt wurde, ebenfalls den Verklagten vernehmen 
müssen, wie dieser es auch selbst beantragt hat. Dieser 
Verfahrensfehler mußte zur Aufhebung der Entschei­
dung führen. Das Bezirksgericht wird in der erneuten 
Verhandlung die bisher unterlassene Beweiserhebung 
nachzuholen haben.
Von diesen grundsätzlichen Erwägungen abgesehen 
ist darauf hinzuweisen, daß das Bezirksgericht mit 
seiner Verfahrensweise auch § 360 ZPO verletzt hat, 
wonach die Beweiserhebung über die Frage des Einver­
ständnisses zur Wandlung die Ergänzung seines Be­
weisbeschlusses erfordert hätte, die — da der Verklagte 
nicht zugestimmt hat — nur auf Grund einer erneuten 
mündlichen Verhandlung zulässig gewesen wäre.
Nach der notwendigen Ergänzung der Beweisaufnahme 
hat das Bezirksgericht das Ergebnis der gesamten Ver­
handlung nach Beweiserhebung neu zu würdigen. Da­
bei ist allein daraus, daß der Kläger Ne. dem Verklag­
ten durch einen Dritten (Sohn des Klägers Ne.) über 
einen Dritten (Großmutter des Verklagten) die Schlüs­
sel zurückbringen ließ, nichts für die Annahme einer 
Einwilligung des Verklagten in eine Wandlung abzu­
leiten, solange der Verklagte sie bestreitet. Er hat 
dabei persönlich nicht mitgewirkt, so daß daraus auch 
keine für sein Einverständnis sprechenden Rückschlüsse 
gezogen werden können.
Wenn die weitere Beweiserhebung nicht ergibt, daß 
das Einverständnis des Verklagten zur Wandlung Vor­
gelegen hat, wird davon auszugehen sein, daß die 
Käufer gemäß § 351 BGB i. V. m. § 467 BGB den Wand­
lungsanspruch verloren haben, da sie vor Vollziehung 
der Wandlung (Rechtskraft des Urteils) den Untergang 
der Kaufsache durch grob fahrlässiges Verhalten — 
Unterlassen von Sicherungsmaßnahmen, obwohl sie das 
Boot als undicht angesehen haben — verschuldet 
haben.
Aus diesen Gründen war das Urteil des Bezirksgerichts 
wegen ungenügender Sachaufklärung gemäß § 11 ÄEG 
i. V. m. entsprechender Anwendung von § 564 ZPO auf­
zuheben und in ebenfalls entsprechender Anwendung 
von § 565 Abs. 1 ZPO die Sache zur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung an dieses Gericht zurückzuver­
weisen.
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